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EU-Drohung gegen Musk: Reaktion auf
Trumps Interview auf X

Die EU-Kommission droht Elon Musk wegen möglicher
Hassrede in einem geplanten Interview mit Donald Trump

auf X rechtliche Schritte an.

EU-Kommission droht Elon Musk mit
rechtlichen Schritten – „ernsthafte Gefahr“

Ein bevorstehendes Interview zwischen Elon Musk und dem
früheren US-Präsidenten Donald Trump hat in Europa erhebliche
Aufregung verursacht. Speziell die EU-Kommission, vertreten
durch den Binnenmarktkommissar Thierry Breton, sieht ernste
Probleme im Hinblick auf die Einhaltung der europäischen
Gesetzgebung.

Wenige Stunden vor dem für 2 Uhr deutscher Zeit geplanten
Live-Interview auf der Social-Media-Plattform X (ehemals
Twitter), verschickte Breton ein eindringliches Schreiben an
Musk. Darin wies er auf die Verpflichtungen gemäß dem Digital



Services Act (DSA) hin und forderte sofortige Maßnahmen gegen
die Verbreitung potenziell schädlicher Inhalte. Dies umfasst
insbesondere Inhalte, die zu Gewalt, Hass und Rassismus
aufstacheln könnten.

Thierry Breton betonte die Bedeutung des Schutzes der EU-
Bürger vor gefährlichen Inhalten, besonders im Zusammenhang
mit politischen Ereignissen wie Debatten und Wahlinterviews. Er
verwies auf jüngste Unruhen in Großbritannien, die nach der
Tötung dreier Mädchen von gewalttätigen Übergriffen
beeinflusst wurden, und bei denen auf X falsche Informationen
verbreitet wurden.

Breton erklärte klar und deutlich die möglichen Konsequenzen
bei Nichteinhaltung der Regeln des DSA. Das Gesetz verpflichtet
große Online-Plattformen wie X, nicht nur die freie Meinungs-
und Informationsfreiheit zu wahren, sondern auch effektiv gegen
illegale und schädliche Inhalte vorzugehen. Dazu gehört die
Verpflichtung, EU-Behörden unverzüglich über Maßnahmen
gegen illegale Inhalte zu informieren und Warnmeldungen von
Nutzern schnell zu bearbeiten.

Musk stieß mit seiner Antwort auf Bretons Anliegen auf
gemischte Reaktionen. Während einige Nutzer dem EU-
Kommissar Eingriffe in den US-Wahlkampf vorwarfen, reagierte
Musk selbst mit einem Meme aus dem Film „Tropic Thunder“,
das viele als provokative und unverantwortliche Reaktion
ansahen.

Dieser Vorfall zeigt erneut die Herausforderungen auf, die
globale Social-Media-Plattformen und deren Einfluss auf
politische und gesellschaftliche Ereignisse mit sich bringen. Der
Digital Services Act stellt einen Versuch der EU dar, diesen
Herausforderungen gerecht zu werden.

Präventive Maßnahmen der Politik

Um solche Konflikte in der Zukunft zu vermeiden, sollte die



Politik klare Richtlinien und Mechanismen für internationale
Plattformen festlegen, die auf EU-Boden operieren. Dies könnte
die Einführung regelmäßiger Prüfungen der Plattformen durch
unabhängige Gremien beinhalten, um ihre Konformität mit den
europäischen Standards zu gewährleisten.

Zusätzlich könnten Bildungsprogramme für Bürger und
Entwickler gefördert werden, um ein besseres Verständnis für
die Bedeutung und den Umgang mit Verantwortung in der
digitalen Welt zu schaffen. Die Schaffung von klaren,
transparenten und durchsetzbaren Regelungen könnte dazu
beitragen, die Verbreitung von Desinformation und Hassreden
zu verhindern und gleichzeitig die Meinungsfreiheit zu
bewahren.

Eine engere Zusammenarbeit zwischen Regierungen,
Plattformbetreibern und der Zivilgesellschaft ist erforderlich, um
ein sichereres und respektvolleres digitales Umfeld zu schaffen.
Letztendlich liegt es in der Verantwortung aller Beteiligten, den
Dialog offen zu halten und gemeinsam Lösungen zu entwickeln,
die der vielschichtigen Natur der modernen
Kommunikationswege gerecht werden.
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